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Verbraucher sollen besseren rechtlichen Schutz erhalten, wenn sie Kreditgeschäfte tätigen. Auch sog. Buy-now-pay-later-Mo-

delle sollen erstmals in die verbraucherschützenden Regelungen für Kreditverträge einbezogenwerden. Das sieht ein Gesetzent-

wurf vor, den das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) am 23.6.2025 veröffentlicht hat (vgl. BMJV,

PM Nr. 24/2025 vom gleichen Tag). Der Gesetzentwurf soll zugleich den europäischen Binnenmarkt für Kredite zwischen Unter-

nehmern und Verbrauchern fördern. Er geht zurück auf die Verbraucherkreditrichtlinie der Europäischen Union, die damit ins

deutsche Recht umgesetzt werden soll. Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, Dr. Stefanie Hubig, erklärt dazu:

„,Heute kaufen, später zahlen ,, das klingt für viele erstmal praktisch. Doch hinter schnell abgeschlossenen Kreditverträgen kann

sich ein echtes Risiko verbergen. Schlimmstenfalls führen solche Verträge in die Schuldenfalle. Deshalb haben wir auf EU-Ebene

beschlossen, den Verbraucherschutz bei Kreditverträgen zu stärken. Diesen Beschluss setze ich nun in deutsches Recht um. Mir

ist wichtig, dass wir die europäischen Regeln möglichst einfach und bürokratiearm umsetzen. Unser Ziel ist klar: Mehr Schutz für

Verbraucherinnen und Verbraucher bei Kreditverträgen – ohne vermeidbaren bürokratischen Ballast.“ Der am 23.6.2025 vorge-

legte Entwurf diene der Umsetzung der überarbeiteten EU-Verbraucherkreditrichtlinie. Die EU-Verbraucherkreditrichtlinie ist bis

zum 20.11.2025 in nationales Recht umzusetzen und ab dem 20.11.2026 von den Mitgliedstaaten anzuwenden. Die vorgeschla-

genen Änderungen weiten den Verbraucherschutz erheblich aus. So werden bislang unregulierte Kreditformen erstmals in die

Regelungen zu Verbraucherkrediten einbezogen. Fortan fallen bspw. Buy-now-pay-later-Modelle und unentgeltliche Kredite un-

ter die Regelungen. „Buy now, pay later“ bedeutet, dass bei einem Kauf das Geld erst zu einem späteren Zeitpunkt (bspw. 14 oder

30 Tage nach dem Kauf) vom Konto abgebucht wird. Es handelt sich dabei um einen Zahlungsaufschub und damit um einen

Kurzzeitkredit. Vgl. imWeiteren dieMeldung auf S. 1538 sowie zum Finanzierungsleasing unter der reformierten Verbraucherkre-

ditrichtlinie kürzlich auchOmlor, BB 2025, 1219ff.
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Entscheidungen
EuGH: Bösgläubige Markenanmeldung –

Auslegung des Art. 52 Abs. 1 VO (EG)

Nr. 207/2009

1. Art. 52 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 207/

2009 des Rates vom 26. Februar 2009 über die

[Unions]marke ist dahin auszulegen, dass der in

Art. 52 Abs. 1 Buchst. a in Verbindung mit Art. 7

Abs. 1 Buchst. e Ziff. ii dieser Verordnung vorge-

sehene absolute Nichtigkeitsgrund und der in

Art. 52 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung vorgese-

hene absolute Nichtigkeitsgrund eigenständig

sind, sieeinanderabernichtausschließen.

2. Art. 52 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung

Nr. 207/2009 ist dahin auszulegen, dass die Bös-

gläubigkeitdesAnmelderseinesZeichensalsMar-

ke indemFall,dassdieseAnmeldungnachAuslauf

eines Patents beantragtwurde, damit belegtwer-

denkann,dassu. a. aufdieAuffassungdesAnmel-

ders abgestellt wird, dass dieses Zeichen sich da-

für eigne, die durch das Patent geschützte techni-

sche Lösung vollständig oder teilweise darzustel-

len, und zwar unabhängig davon, ob das Zeichen

imSinnevonArt. 7 Abs. 1 Buchst. e Ziff. ii der Ver-

ordnungausschließlichausderFormderWarebe-

steht, die zur Erreichung einer technischen Wir-

kung erforderlich ist. Zu den Umständen, die für

die Beurteilung einer etwaigen Bösgläubigkeit

des Anmelders maßgeblich sind, gehören auch

die Art der angegriffenenMarke, die Herkunft des

inRede stehendenZeichensundseineBenutzung

seit seinerSchaffung,derUmfangdesausgelaufe-

nen Patents, die unternehmerische Logik, in die

sich dieAnmeldungder angegriffenenMarke ein-

fügt, sowie die Chronologie der Ereignisse, durch

diedieAnmeldungcharakterisiert ist.

3. Art. 52 Abs. 1 Buchst. b der VerordnungNr. 207/

2009 ist dahin auszulegen, dass die Bösgläubigkeit

des Anmelders nicht anhand von Umständen be-

urteilt werden darf, die nachder Anmeldungder in

RedestehendenMarkeeingetretensind.

EuGH, Urteil vom 19.6.2025 – C-17/24
(Tenor)
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EuGH: Das in Polen geltende Werbeverbot

für Apotheken verstößt gegen Unionsrecht

Ein im Jahr 2012 in Kraft getretenes polnisches

Gesetz verbietet die Werbung für Apotheken,

Apothekenverkaufsstellen und ihre Tätigkeiten

unter Androhung einer Geldbuße. Nach diesem

Gesetz dürfen Apotheken der Öffentlichkeit nur

eingeschränkte Informationen über ihren Stand-

ort und ihre Öffnungszeiten übermitteln. Da die

Europäische Kommission der Auffassung ist,

dass dieses Verbot gegen Unionsrecht (RL 2000/

31/EG) verstößt, hat sie Polen vor dem Gerichts-

hof verklagt. Der Gerichtshof gibt der Klage in

vollem Umfang statt und stellt fest, dass Polen

gegen seine Verpflichtungen aus dem Unions-

recht verstoßen hat. Die Richtlinie über den elek-

tronischen Geschäftsverkehr ermöglicht es näm-

lich Angehörigen eines reglementierten Berufs

wie Apothekern in Polen, kommerzielle Online-

Kommunikationen zu nutzen, um ihre Tätigkei-

ten zu bewerben. Zwar müssen Inhalt und Form

derartiger Kommunikationen die Anforderungen

bestimmter berufsrechtlicher Regeln erfüllen,

doch dürfen diese nicht zu einem allgemeinen

und ausnahmslosen Werbeverbot führen, wie es

in Polen der Fall ist. Daran ändert auch der Um-

stand nichts, dass dieses Verbot nur für Apothe-

ker gilt, die in einer Apotheke arbeiten (das sind

mehr als zwei Drittel der Apotheker in Polen).

Die Richtlinie erlaubt es allen Apothekern, ihre

eigene Werbung zu betreiben. Sie darf daher

nicht durch Verbote umgangen werden, die nur

einige von ihnen oder bestimmte von ihnen aus-

geübte Tätigkeiten betreffen. Das in Rede ste-

hende Verbot beeinträchtigt auch den freien

Dienstleistungsverkehr und die Niederlassungs-

freiheit in Bezug auf Werbeformen, die nicht un-

ter die Richtlinie fallen. Dieses Verbot schränkt

nämlich die Möglichkeit der Apotheker, insbe-

sondere der in anderen Mitgliedstaaten nieder-

gelassenen, ein, sich bei ihren potenziellen Kun-

den bekannt zu machen und die Dienstleistun-

gen, die sie ihnen anbieten möchten, zu bewer-

ben. Ebenso erschwert es den Marktzugang für

Personen, die eine Apotheke in Polen eröffnen

möchten, insbesondere wenn sie in einem ande-

ren Mitgliedstaat ansässig sind. Polen hat nicht

nachgewiesen, dass die Beschränkung dieser

beiden Grundfreiheiten durch den Schutz der öf-

fentlichen Gesundheit, genauer gesagt durch

die Bekämpfung der übermäßigen Einnahme

von Arzneimitteln und die Wahrung der berufli-

chen Unabhängigkeit der Apotheker, gerechtfer-

tigt werden könnte.

EuGH, Urteil vom 19.6.2025 – C-200/24
(EuGH, PM Nr. 71/25 vom 19.6.2025)

OLG Bremen: Zu Voraussetzungen und

Umfang gesetzlicher und vereinbarter

Ausschüttungsverbote bei Nachrangan-

leihen als Instrumente des zusätzlichen

Kernkapitals (AT1-Bonds)

1. Das gesetzliche Ausschüttungsverbot nach

§ 10i Abs. 3 S. 3 Nr. 3 KWG begründet kein dau-
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